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1ANTRÄGE NACH SACHGEBIETEN

V 003
Lfd.-Nr. 1193

DGB-Bezirksvorstand Sachsen

Beschluss des DGB-Bundeskongresses:
Erledigt durch Annahme von Antrag I 001

Antrag zum geplanten Freihandelsabkommen
zwischen der Europäischen Union und den USA (Das
Thema ist auch bekannt als TTIP „Transatlantic Trade
and Investment Partnership“ übersetzt:
Transatlantische Handels- und
Investitionspartnerschaft)

I. Der DGB-Bundeskongress fordert: 

• Es darf keinerlei Gefährdung der von den Arbeitnehmer
organisationen erkämpften Arbeits-, Sozial- und Umwelt
standards geben.

• Die Regeln zur Konstituierung und Überwachung der
Freihandelszone müssen der demokratischen Kontrolle
unterliegen, sie dürfen nicht außerparlamentarischen
Gremien überlassen bleiben.

• Einen weitreichenden völkerrechtlich abgesicherten Inves
titionsschutz, der im Extremfall auch unter Missachtung
von grundlegenden internationalen Arbeitsnormen durch
gesetzt werden kann, darf es nicht geben.

• Die Verhandlungen dürfen nicht geheim gehalten wer
den. Die Öffentlichkeit muss über den Verhandlungsauf
trag, die vertretenen Positionen und über Entwürfe des
Abkommens umfassend informiert werden. Es muss aus
reichend Gelegenheit der Diskussion und Einflussnahme
für Gewerkschaften und Bürgerinnen und Bürger geben.

• Im Interesse künftiger Generationen und heute nicht vor
hersehbarer Entwicklungen muss jeder Nationalstaat die
Möglichkeit haben, das Abkommen zu kündigen, ohne
dass aus der Kündigung Schadensersatzansprüche für In
vestoren oder andere Nationalstaaten entstehen.

II. Der DGB-Bundeskongress fordert vom DGB-Bundesvor
stand:

1. In den geplanten Wahlprüfsteinen des DGB und den Ma
terialen zum Europawahlkampf muss die Einstellung der

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38



2 0 . P A R L A M E N T  D E R  A R B E I T
DGB - Bundeskongress, Berlin, 11. - 16. Mai

2DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND

Kandidaten und Kandidatinnen zum Freihandelsabkom
men abgefragt werden. Außerdem sind unterstützende
Materialien zu erstellen.

2. Der DGB Bundesvorstand möge noch im Europa
wahlkampf eine bundesweit beworbene Veranstaltung
zum Freihandelsabkommen durchführen, die die Gefahren
darstellt, die gewerkschaftlichen Forderungen bekannt
macht und auf der hochrangige Vertreter des Europäi
schen Parlamentes, des Bundestages und des Bundes
wirtschaftsministeriums sich mit der Lage auseinanderset
zen sollen.

3. Der DGB Bundesvorstand möge sinnvolle Bündnisse mit
anderen gesellschaftlichen Gruppen zur Abwehr der
befürchteten Inhalte des Freihandelsabkommens
schließen.
 

4. Der DGB Bundesvorstand möge die Öffent
lichkeitsarbeit zum Freihandelsabkommen fort
setzen und verstärken, damit möglichst viele Mit
glieder mit dem Thema vertraut sind und die Ab
wehr der drohenden Gefahren unterstützen kön
nen.
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